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Editorial

<

grundsätzliche Gedanken 
sind angezeigt. Was wird 
das Jahr 2016 bringen? 
Wird der Wohlstand in Mit-
teleuropa, bei uns, sich 
weiter mehren? Noch flo-
riert die Wirtschaft, das 
Bruttosozialprodukt 
wächst, eine breite Mittel-
schicht hat auch finanziell 
viele Möglichkeiten. Geld 
ist da, wie wir alle ange-
sichts der Herausforderun-
gen durch den Flüchtlings-
zustrom erfreulicherweise 
feststellen können. Gestat-
ten Sie mir an dieser Stelle 
die Feststellung, dass in Ba-
den-Württemberg ange-
sichts vermeintlich „klam-
mer Kassen“ nur am öffent-
lichen Dienst, nein, genau-
er nur an den Beamtinnen 
und Beamten gespart wur-
de. Jetzt wird transparent, 
es wurde Geld gebunkert, 
welches nun zur Bewälti-
gung der Flüchtlingskrise 
zur Verfügung steht. Ich 
will nicht in Abrede stellen, 
dass der Einsatz der Milliar-
den notwendig ist. Ich will 
aber darauf hinweisen, 
dass das „grün-rote Gejam-
mere“ der vergangenen 
Jahre ihre politische Glaub-
würdigkeit in Frage gestellt 
hat.

Ich maße mir nicht an, All-
heilrezepte oder bessere 
Wege in der Flüchtlingsfra-
ge parat zu haben. Wir ha-
ben zu wenig Personal, bei 
der Polizei der Länder und 
des Bundes, in Verwaltung 
und dem Sozialbereich, im 
Gesundheitswesen und an 
den Schulen. Neustellen 
sind zu schaffen, es muss 
ausgebildet werden. Auch 
alle Versuche, Ruhestands-
beamte und Rentner zu ge-
winnen, dürfen nicht un-
terbleiben. Das Fachkräfte-

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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Editorial

angebot in Baden-Württemberg 
wird zunehmend geringer und 
scheint zu versiegen.

Auf der anderen Seite sind sich alle 
einig, der ungebremste Zuzug ohne 
Registrierung muss ein Ende haben. 
Neben einer überfälligen europäi-
schen Lösung, an deren Realisierung 
leider erhebliche Zweifel ange-
bracht sind, werden restriktive 
Maßnahmen an den Grenzen und 
eine Begrenzung des Zuzugs wohl 
unumgänglich. Dies höre ich über-
all, in den eigenen Reihen, im Stadt-
teil, auf dem Wochenmarkt, selbst 
im Wartezimmer der Arztpraxis. 

Darüber hinaus eint eine große Soli-
darität unsere Gesellschaft, nach 
dem Motto „wir müssen es schaf-
fen“, nur eben bei deutlich begrenz-
ten Flüchtlingszahlen, in einem ge-
ordneten Verfahren. Wir wollen 
wissen, wer in unserer Mitte lebt. 
Eine unnachgiebige Haltung Krimi-
nellen gegenüber ist angezeigt. Kri-
minelle, die organisiert in Deutsch-
land operieren. Die Bürger fordern 
eine verlässliche, eine starke Polizei, 
das höre ich immer wieder, eine Po-
lizei, die den Staat repräsentiert 
und die geachtet wird. In dieser Fra-
ge tragen unsere Medien, allen vor-
an die öffentlich-rechtlichen, eine 
große Verantwortung. Nicht Miss-
trauen gegenüber den Kolleginnen 
und Kollegen bei der Polizei ist an-
gesagt, wie in der politischen Dis-
kussion um die Kennzeichnungs-
pflicht, nein, Vertrauen, so auch in 
unseren Staat.

Ich bin überzeugt, Zivilgesellschaft 
und öffentlicher Dienst werden 
auch in den kommenden Jahren  
vieles leisten, um die Menschen, die 
bei uns bleiben dürfen, zu integrie-
ren. Engagement und Hilfsbereit-
schaft sind eben doch noch lebendi-
ge Tugenden.

Ich möchte Sie an dieser Stelle auf 
eine BBW-Veranstaltung vor der 
Landtagswahl am 16. Februar in der 

Liederhalle in Stuttgart hinweisen. 
Wir wollen mit den Landtagsfrakti-
onen die Situation im öffentlichen 
Dienst angesichts des Flüchtlingszu-
stroms erörtern. Eine spannende 
Veranstaltung, gerade vor dem Hin-
tergrund der politischen Auseinan-
dersetzungen.

Die jährlich sich wiederholende Ta-
rifrunde ist eröffnet. Die „Branchen-
tage“ haben ein erstes Zeichen ge-
setzt. In diesem Jahr geht es um die 
Tarifbeschäftigten des Bundes und 
der Kommunen. Ich möchte Sie alle 
schon heute auffordern, die Tarif-
verhandlungen aktiv zu begleiten 
und zu unterstützen. In Aktionen 
vor Ort, in Kundgebungen oder gar 
Streikaktionen. Es wäre zu wün-
schen, dass die Tarifverhandlungen 
zügig zu einem Ergebnis kommen. 
Die Leistungen des öffentlichen 
Dienstes sind gesamtgesellschaft-
lich anerkannt. Dies belegen Kom-
mentare und Äußerungen in den 
Medien wie auch von Politikern. 
Also sollte ein zufriedenstellendes 
Verhandlungsergebnis machbar 
sein … 

Mit kollegialen Grüßen 
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BBW-Delegation zu Gast bei der CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg in Berlin

Wenige Wochen vor der Landtagswahl 
empfiehlt sich CDU als verlässlicher Partner
Knapp sieben Wochen vor der Landtagswahl 
empfiehlt sich die CDU als verständnisvoller 
Partner für den öffentlichen Dienst. „Wir stehen 
für Verlässlichkeit“, sagte Thomas Strobl, Vorsit-
zender der CDU-Landesgruppe im Bundestag und 
CDU-Landeschef in Baden-Württemberg, bei der 
52. Landesgruppensitzung am 25. Januar 2016 in 
der baden-württembergischen Landesvertretung 
in Berlin. Gast der Veranstaltung war BBW-Chef 
Volker Stich, der im Kreis der baden-württember-
gischen CDU-Bundestagsabgeordneten Punkt 
für Punkt auflistete, was der BBW nach dem 13. 
März von der neuen Landesregierung erwartet.

CDU-Landeschef Thomas  
Strobl warb für seine Partei mit 
Verlässlichkeit. Er versprach, 
dass es mit einer CDU in Regie-
rungsverantwortung wieder 
eine verbindliche Vereinbarung 
mit dem BBW geben werde. 
Die Verantwortlichen der CDU 
seien sich bewusst, dass der 
Staat in die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes investie-
ren müsse, um qualifizierte 
Fachkräfte für den öffentlichen 
Dienst zu gewinnen und um 
vorhandenes Personal langfris-
tig zu binden. Der Druck, in die-
sem Bereich zu handeln, sei 
mit dem Flüchtlingszustrom 
noch gewachsen, räumte  
Strobl ein, wies zugleich jedoch 
darauf hin, dass der Bund auf 

die neue Entwicklung mit ent-
sprechenden Gesetzesände-
rungen und der Bewilligung 
von zusätzlichen Polizeistellen 
reagiert habe. Entsprechende 
Weichenstellungen werde eine 
CDU-geführte Landesregierung 
auch in Baden-Württemberg 
vornehmen, gab sich Strobl  
sicher.

Zu einem öffentlichen Dienst, 
der für Berufsanfänger attrak-
tiv ist, gehört auch eine aufga-
benadäquate Bezahlung. Das 
meint auch CDU-Landeschef 
Strobl. Er ist mit Guido Wolf, 
dem CDU-Spitzenkandidaten, 
einer Meinung, dass in wirt-
schaftlich guten Zeiten wie 
diesen die Kürzung der Ein-

gangsbesoldung zurückgefah-
ren werden muss. Solche Äu-
ßerungen hört man beim BBW 
gerne. Wie diese Versprechun-
gen letztlich einzuordnen sind, 
wird sich nach der Wahl zei-
gen. Dann geht es darum, ob 
die politisch Verantwortlichen 
den Forderungen des BBW 
Rechnung tragen werden. Was 
der BBW von der neuen Lan-
desregierung erwartet, hat 
BBW-Chef Stich vor der CDU-
Landesgruppe Punkt für Punkt 
aufgelistet. Auf dieser Liste 
steht der „bessere Dialog“ 
ganz vorn. Die wichtigsten 
sachbezogenen Forderungen 
auf dieser Liste sind zeit- und 
inhaltsgleiche Übernahmen 
von Tarifergebnissen für den 
Beamtenbereich, die Rücknah-
me der abgesenkten Eingangs-
besoldung und von Ver-

schlechterungen in der Bei-
hilfe sowie die Einführung von 
Lebensarbeitszeitkonten.

Der baden-württembergische 
CDU-Abgeordnete Armin 
Schuster erläuterte, dass die 
Forderungen des BBW im Bund 
beamtenpolitisch nie ein The-
ma gewesen seien. Einige poli-
tisch verantwortliche CDU-Ab-
geordnete aus Baden-Würt-
temberg hätten seit Jahren da-
für gesorgt, dass weder Tarifer-
gebnisse noch Eingangsbesol-
dung abgesenkt wurden. Im 
Gegenteil sei durch ein Fach-
kräftegewinnungsgesetz dafür 
gesorgt worden, dass der öf-
fentliche Dienst etwa durch 
Personalgewinnungszuschläge 
und höhere Eingangsbesol-
dung gerade in Mangelberufen 
attraktiver geworden sei.   

 < BBW-Chef Volker Stich (stehend) listet vor dem Gremium auf, was seine 
Organisation von der neuen Landesregierung erwartet. Ganz vorne auf 
dieser Liste steht der „bessere Dialog“.

 < Die CDU stehe für Verlässlichkeit, sagt Thomas Strobl, Vorsitzender der 
CDU-Landesgruppe im Bundestag und baden-württembergischer CDU-
Landeschef, in Gegenwart von BBW-Chef Volker Stich bei der 52. Landes-
gruppensitzung in Berlin.

 < Sie pflegen seit Jahren den regelmäßigen Gedankenaustausch:  
BBW-Chef Volker Stich (links) und der CDU-Landeschef Thomas Strobl.
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Land nimmt in 2015 annähernd 100 000 Asylsuchende auf – Wie geht es weiter? – 
das Thema im Februar bei der BBW-Podiumsdiskussion mit Vertretern der Land-
tagsfraktionen 

Landtagswahl 2016: Bewältigung der 
Flüchtlingskrise – die Schicksalsfrage
Die Flüchtlingskrise ist seit Monaten das Tagesthema der Politik 
und der Medien. Der anhaltende Zustrom von Flüchtlingen wird 
auch die Wahlentscheidung vieler Bürgerinnen und Bürger bei der 
Landtagswahl am 13. März 2016 entscheidend mitbestimmen. Das 
bestätigen jüngste Umfragen. Viele Menschen im Land sind verun-
sichert, haben Angst vor Überfremdung und spätestens seit den 
Übergriffen in der Silvesternacht auch Angst vor zunehmender 
Kriminalität. 

Baden-Württemberg hat im 
zurückliegenden Jahr annä-
hernd 100 000 Menschen auf-
genommen, die Asyl suchen. 
Legt man die Zugangsdaten 
der ersten drei Wochen in 2016 
zugrunde, dann könnten es 
nach Einschätzung von Ge-
meindetag, Städtetag und 
Landkreistag in diesem Jahr 
200 000 werden. Sollte diese 
Prognose eintreffen, dann 
übersteige dies alles, „was wir 
uns alle bisher vorstellen konn-
ten“, sagte Gemeindetagpräsi-
dent Roger Kehle in den „Stutt-
garter Nachrichten“. Er forderte 
Grün-Rot auf, noch vor der 
Landtagswahl zu entscheiden, 
wie diese Aufgabe gemanagt 
und finanziert werden soll.

Mit dieser Forderung liegt Keh-
le ganz auf Linie des Beamten-
bunds im Land. Denn auch 
beim BBW fragt man sich be-
sorgt, wie lange die öffentlich 
Beschäftigten und die zahlrei-
chen Ehrenamtlichen die Fülle 
an Aufgaben noch stemmen 
können, die mit dem anhalten-
den Zustrom der Flüchtlinge 
auf sie hereingebrochen sind. 
Wie soll es weitergehen? Ant-
worten auf diese Frage fordert 
der BBW im Rahmen einer Po-
diumsdiskussion am 16. Febru-
ar 2016 in der Stuttgarter Lie-
derhalle von Vertretern der 
Landtagsfraktionen ein.

Einen Eindruck über die Lage in 
den Erstaufnahmeeinrichtun-
gen im Land und in den Flücht-
lingsunterkünften im Zustän-
digkeitsbereich der Kommunen 
und Landkreise haben sich 
BBW-Chef Volker Stich, sein 
Stellvertreter Joachim Lauten-
sack und BBW-Geschäftsführe-
rin und Justiziarin Susanne 
Hauth in den zurückliegenden 
Wochen verschafft. Sie haben 
Fakten und Meinungen zusam-
mengetragen, die, angesichts 
täglich neuer Entwicklungen, in 
mancherlei Punkten als Mo-
mentaufnahme zu werten sind. 

 < 25. November 2015 –  
Gedankenaustausch mit 
der Spitze des Städtetags – 
Fazit: Es hakt an allen 
Ecken und Enden

Es hakt bei der Registrierung, 
beim Personal, der Technik und 
den Finanzen: Der anhaltende 
Flüchtlingsstrom bedeutet für 
Städte und Kommunen tagtäg-
lich eine neue Herausforde-
rung. Gudrun Heute-Bluhm, 
Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied beim Städtetag 
Baden-Württemberg, nennt 
die Probleme beim Namen. Im 
gleichen Augenblick lobt sie je-
doch auch alle, die anpacken: 
Jetzt zeige sich, was man am 
öffentlichen Dienst habe, sagte 
sie Ende November im Ge-

spräch mit BBW-
Chef Volker Stich.

Mit diesem Lob 
befindet sich 
Heute-Bluhm in 
guter Gesell-
schaft. Ähnlich 
hatten sich Ge-
meindetagsprä-
sident Roger 
Kehle und Hei-
delbergs Ober-
bürgermeister 
Dr. Eckart Würz-
ner geäußert, 
die Stich weni-
ge Tage zuvor 
aufgesucht 
hatte, um sich 
auch bei ihnen über den 
Stand der Entwicklung auf-
grund der Flüchtlingszuwande-
rung zu informieren (siehe 
BBW Magazin 12/2015).

Nicht nur beim Lob, sondern 
auch wenn es um Sachverhalte 
geht, ähneln sich die Aussagen 
aller drei Gesprächspartner, 
beispielsweise beim Thema  
Sicherheit und Unterstützung.

Wo viele Menschen auf engs-
tem Raum zusammenleben,  
da gibt es hin und wieder Pro-
bleme, insbesondere wenn die-
se Menschen aus unterschied-
lichen Kulturkreisen kommen. 
Hier gelte es jegliche Eskalati-

on zu vermeiden, im Interesse 
der Flüchtlinge und des deut-
schen Umfelds, sagt Heute-
Bluhm. Dafür brauche man Si-
cherheitskräfte. Da die Zahl 
der Polizistinnen und Polizisten 
aber begrenzt ist, schlägt die 
Hauptgeschäftsführerin des 
Städtetags vor, weitere Uni-
formträger einzusetzen, bei-
spielsweise aus dem Bereich 
Feuerwehr, THW, Gemeinde-
vollzugsdienst und insbeson-
dere dem freiwilligen Polizei-
dienst. Letzterer könne hier für 
deutliche Entlastung sorgen. 
Zu denken sei auch an neue  
Lösungen, zum Beispiel an ge-
mischte Teams, bei denen auch 

Begegnungennungen
Begeg

Öffentlicher Dienst und Flüchtlingskrise – 
Herausforderung, Überforderung?

Dienstag, 16. Februar 2016
Liederhalle Stuttgart

Am Hohengeren 12 . 70188 StuttgartTelefon 0711/16876 - 0 . Fax 0711/16876 -76E-Mail bbw@bbw.dbb.de . www.bbw.dbb.de
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Sozialarbeiter beteiligt sind, 
sagt Heute-Bluhm, die fast 20 
Jahre lang Oberbürgermeiste-
rin der Stadt Lörrach gewesen 
ist. Sie weiß um die Erwartun-
gen der Gesellschaft an die 
Flüchtlinge. Gerade deshalb sei 
es so wichtig, dass man diesen 
die Werte europäischer Kultur 
vermittle, unterstreicht sie im-
mer wieder im Verlauf der Un-
terredung mit BBW-Vorsitzen-
dem Stich, BBW-Vize Joachim 
Lautensack und BBW-Ge-
schäftsführerin und Justiziarin 
Susanne Hauth.

Die Registrierung der Flüchtlin-
ge, für die das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) zuständig ist, bleibt 
wohl noch länger ein Problem. 
Die Registrierungsvorgänge 
müssten optimiert werden, 
sagt Heute-Bluhm, wohlwis-
send, dass der Behörde dafür 
noch das Personal fehlt. Das 
soll sich ändern, hofft man al-
lerorts. Ziel sei es, erläutert 
Heute-Bluhm, dass erfasste 
und registrierte Daten „mit der 
Person mitwanderten“. Dazu 
sei es erforderlich, IT-Systeme 
abzustimmen und die Schnitt-
stellen zwischen Land und 
Bund kompatibel zu machen.

Auf kommunaler Seite besteht 
laut Gudrun Heute-Bluhm ein 
hoher Unterstützungsbedarf 
für Integrationsaufgaben, die 

Anschlussunterbringung und 
für den sozialen Wohnungs-
bau. Dies seien gesamtgesell-
schaftliche Aufgaben, unter-
streicht die Hauptgeschäfts-
führerin des Städtetags und 
betont zugleich: „Integration 
kann nur kommunal gelingen.“ 
Kommunen könnten vor Ort 
schnell organisieren. Dafür 
brauchten sie jedoch Unter-
stützung, insbesondere finan-
zielle Unterstützung, damit sie 
ihre Aufgaben wahrnehmen 
können, sagt Heute-Bluhm und 
verweist auf Bayern, das „echte 
Zuschüsse für den Wohnungs-
bau“ gewähre.

Probleme sieht die Hauptge-
schäftsführerin des Städtetags 
auch was schulische Bildung 
und Sprachkurse anbelangt. 
Nach ihrem Informationsstand 
verfügt das Kultusministerium 
über kein weiteres Lehrperso-
nal mehr. Man sollte deshalb 
auch über digitale Sprachkurse 
nachdenken, meint Heute-
Bluhm. BBW-Vorsitzender Stich 
regt noch etwas anderes an: 
Laut seinen Informationen aus 
den BBW-Lehrerverbänden 
gibt es nämlich noch fertig 
ausgebildete Lehrerinnen und 
Lehrer, die vom Land bisher 
nicht eingestellt wurden. „Hier 
besteht Handlungsbedarf“, 
sagt Stich und fordert: „Diese 
Fachkräfte, insbesondere jene 
mit dem Fach Deutsch, sollte 

man jetzt einstellen und für 
Sprachkurse weiterqualifizie-
ren.“

 < 8. Dezember 2015 –  
Landkreistagspräsident 
Walter gegenüber  
BBWSpitzenvertretern:  
Die Rahmenbedingungen 
müssen stimmen

Täglich kommen neue Flücht-
linge in den Stadt- und Land-
kreisen an. Sie sind zuständig 
für deren vorübergehende Un-
terbringung, sobald die Asylsu-
chenden nach Registrierung 
und Medizincheck die Landes-
erstaufnahmen verlassen. 
Landkreistagspräsident Joa-
chim Walter ist zuversichtlich: 
„Wir schaffen den täglichen 
Ansturm“, sagte er im Ge-
spräch mit BBW-Chef Volker 
Stich und BBW-Vize Joachim 
Lautensack, fügte aber sogleich 
einschränkend hinzu: „wenn 
wir entsprechende Rahmenbe-
dingungen haben“. 

Die Schuld daran, dass die Rah-
menbedingungen bis heute 
nicht stimmen, weist Walter 
der Landesregierung zu. Trotz 
eindeutiger Hinweise über das 
Ausmaß des Flüchtlingszu-
stroms habe man dort nicht 
rechtzeitig die Weichen für ei-
nen geordneten Ablauf bei der 
Aufnahme und Unterbringung 
der Flüchtlinge gestellt. 

Die Unterredung mit Land-
kreistagpräsident Walter, an 
der auch Professor Eberhard 
Trumpp, Hauptgeschäftsführer 
beim Landkreistag, und BBW-
Justiziarin und BBW-Geschäfts-
führerin Susanne Hauth teil-
genommen haben, fand am  
8. Dezember 2015 in der Ge-
schäftsstelle des Landkreistags 
in Stuttgart statt. 

Die angespannte Situation 
rund um die Unterbringung 
und Versorgung der Flüchtlin-
ge erläuterte Landkreistags-
präsident Walter seinen Ge-
sprächspartnern anhand von 
Zahlen: Allein im November 
seien knapp 50 000 Flüchtlin-
ge nach Baden-Württemberg 
gekommen. Auch im Dezem-
ber sei der Zustrom nicht ab-
gerissen. Am 7. Dezember wei-
se der Lagebericht die Ankunft 
von über 1 000 Asylsuchenden 
aus, sagte Walter und forderte 
Taten: „Es ist höchste Zeit, 
dass das Krisenmanagement 
in einen geordneten Verwal-
tungsbetrieb übergeht.“ Denn 
bis zum heutigen Tage fehle es 
an der „Disposition“. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
seien auf sich gestellt und an-
gespannt, was nicht verwun-
dere.

Für Landkreistagspräsident Wal-
ter ist es weniger die Zahl der 
ankommenden Flüchtlinge, die 

 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch zur Flüchtlingsproblematik 
(von rechts): Dr. Stefanie Hinz, stellvertretende Hauptgeschäftsführerin 
beim Städtetag; BBW-Chef Volker Stich; Oberbürgermeisterin a. D. Gud-
run Heute-Bluhm, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Städte-
tags Baden-Württemberg; BBW-Vize Joachim Lautensack; BBW-Justizia-
rin und Geschäftsführerin Susanne Hauth

 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch über die Probleme im Zusam-
menhang mit dem anhaltenden Flüchtlingszustrom (von links): Professor 
Eberhard Trumpp, Hauptgeschäftsführer beim Landkreistag; BBW-Chef 
Volker Stich und sein Stellvertreter Joachim Lautensack; Landkreistags-
präsident Joachim Walter; Susanne Hauth, Justiziarin und Geschäftsfüh-
rerin des BBW
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Probleme bereitet, sondern 
vielmehr die hohe Geschwin-
digkeit des Flüchtlingszu-
stroms. Größtes Problem sei 
die Registrierung. Er plädiert 
deshalb für die Wiederbele-
bung des dezentralen Bezirks-
stellenmodells, mit dem An-
fang der 90er-Jahre gearbeitet 
worden sei und das sich be-
währt habe: Damals habe es in 
den vier Regierungsbezirken 
Bezirksstellen gegeben, bei de-
nen auch Asylkammern der 
Verwaltungsgerichte einge-
richtet waren.

Zum Thema Rückführung 
merkte Walter kritisch an, dass 
bei 77 000 bestandskräftigen 
ablehnenden Bescheiden des 
Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) es im Jahr 
2015 nur 2 600 Rückführungen 
gegeben habe.

 < 9. Dezember 2015 –  
Der Landrat des Zollernalb
kreises: Handlungsfähig
keit vor Ort und Pragmatis
mus sind erforderlich

Der Landrat des Zollernalbkrei-
ses, Günther Martin Pauli MdL, 
ist einer der baden-württem-
bergischen Landräte, auf die im 
Zuge der Flüchtlingszuwande-
rung neue Aufgaben hinzuge-
kommen sind: Sie sind zustän-
dig dafür, dass die vorüberge-
hende Unterbringung und Ver-
sorgung der Flüchtlinge klappt, 
wenn diese die Landeserstauf-
nahmestellen (LEA) verlassen 
dürfen. „Bei der Bewältigung 
der vielfältigen Aufgaben sei 
Handlungsfähigkeit vor Ort 
und Pragmatismus erforder-
lich“, sagte Pauli im Gespräch 
mit BBW-Chef Stich und BBW-
Vize Joachim Lautensack und 
beklagte postwendend „eine 
gewisse Überregulierung“, die 
unbürokratisches Handeln 
schwer mache.

Die Unterredung mit Landrat 
Pauli, an der auch BBW-Justizi-
arin und BBW-Geschäftsführe-
rin Susanne Hauth teilgenom-
men hat, fand am 9. Dezember 
2015 im Stuttgarter Landtag 
statt. 

Pauli wünscht sich, wie auch 
andere Gesprächspartner der 
BBW-Delegation vor ihm, bei 
der Bewältigung der vielfälti-
gen Aufgaben vor Ort den 
Rückhalt „von oben“. Insbeson-
dere forderte er das Verfahren 
der Registrierung zu verbessern 
und einheitliche Datensätze 
herzustellen, die mit den Men-
schen mitwanderten und alle 
Informationen enthalten.

Der Landrat des Zollernalbkrei-
ses, der der CDU-Landtagsfrak-
tion angehört, weiß wovon er 
spricht: In seinem Landkreis 
liegt Meßstetten, eine der vier 
baden-württembergischen 
Landeserstaufnahmestellen. Er 
ist hautnah an den Problemen 
dran, mit denen die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in 
den Landeserstaufnahmestel-
len und bei der Anschlussver-
sorgung und -betreuung zu 
kämpfen haben. Die Verant-
wortlichen in der Regierung 
müssten endlich wahrnehmen, 
dass die Aufgaben rund um die 
Flüchtlinge inzwischen Dauer-
aufgaben seien, sagt er und 
fordert entsprechende Fortbil-
dungen oder Schulungen und 
spezielle Ausbildungsgänge für 
das Personal. 

Besonders wichtig sei ausgebil-
detes Personal im Sicherheits-
bereich, unterstreicht der 
Landrat. Denn im Sicherheits-
bereich seien viele private Fir-
men tätig. Deshalb sei auch der 
freiwillige Polizeidienst ein äu-
ßerst wichtiger Baustein für Si-

cherheit und Ordnung, da erst 
einmal drei Jahre vergingen, bis 
neue Polizistinnen und Polizis-
ten ausgebildet sind. 

Aber nicht nur im Sicherheits-
bereich sieht Pauli Personal-
probleme. Auch in den übrigen 
Bereichen sei es schwierig, Per-
sonal zu gewinnen, beispiels-
weise auch für die Sozialbe-
treuung. Hier spiele das ehren-
amtliche Engagement vieler 
Mitbürgerinnen und Mitbürger 
eine zentrale Rolle, für das er 
sehr dankbar sei.

 < 11. Dezember 2015 –  
Tübinger Oberbürger
meister fordert vom Bund 
Geld und ein Integrations
konzept

Tübingens Oberbürgermeister 
Boris Palmer denkt mit Sorge 
an die kommenden Monate, 
wenn er für Hunderte von 
Flüchtlingen Wohnraum be-
reitstellen soll. „Das Schlimms-
te an der Sache ist, dass wir 
nicht wissen, für wieviel Perso-
nen wir planen müssen“, sagte 
er im Gespräch mit BBW-Chef 
Volker Stich und BBW-Vize Joa-
chim Lautensack. Zugleich for-
derte er vom Bund finanzielle 
Unterstützung und ein Integra-
tionskonzept. Für Palmer ist 
klar, dass „wir helfen können 
und müssen“. Wie wir das tun, 
ist für ihn die Frage.

Die Unterredung, an der auch 
BBW-Justiziarin und Geschäfts-
führerin Susanne Hauth teil-

nahm, fand am 11. Dezember 
2015 im historischen Rathaus 
von Tübingen statt. 

Die Kommunen sind das letzte 
Glied in der Flüchtlingsversor-
gungskette. Während die Be-
schäftigten in den Landeserst-
aufnahmestellen seit Monaten 
mit der Registrierung und Erst-
versorgung der täglich neu an-
kommenden Flüchtlinge kaum 
fertig werden, die Stadt- und 
Landkreise wo immer es geht 
Personal abzweigen und auf 
das Engagement von Ehren-
amtlichen angewiesen sind, 
um den Menschen eine vorläu-
fige Bleibe zu schaffen, steht 
den Kommunen die eigentliche 
Bewährungsprobe noch bevor. 
Sie müssen Wohnraum schaf-
fen für all jene, die eine Bleibe-
berechtigung erhalten. Darü-
ber hinaus sind sie zuständig 
für deren Integration.

In Tübingen rechnet man inzwi-
schen damit, dass die Stadt in 
den kommenden beiden Jahren 
Wohnraum für rund 2 000 Asyl-
bewerber zur Verfügung stellen 
muss. Dies bedeute ein Investi-
tionsprogramm von rund 50 
Millionen Euro, rechnet Palmer 
vor. Zugrundegelegt hat er da-
bei pro Person 25 000 Euro auf 
der Basis eines Quadratmeter-
preises von 2 000 Euro Baukos-
ten und eines Bedarfs von zwölf 
Quadratmetern pro Person. 
„Zusätzliche Kosten in dieser 
Höhe schaffen die Kommunen 
nicht“, sagt Palmer.

Die Kosten sind nur eines von 
vielen Problemen, mit denen 
die Kommunen aufgrund des 
Flüchtlingszustroms zu kämp-
fen haben. Wer Wohnraum 
schafft, muss Vorschriften be-
rücksichtigen und Standards 
einhalten. Das ist kaum zu ma-
chen, wenn die Zeit drängt. 
Deshalb drängt Tübingens 
Oberbürgermeister auf den Ab-
bau hemmender Standards, 
beispielsweise eine Lockerung 
beim Retentionsausgleich.

Eine herausragende Aufgabe ist 
für Oberbürgermeister Palmer 
die Integration der Flüchtlinge. 

 < Sind im Landtag zusammengetroffen, um den Stand der Entwicklungen 
im Zusammenhang mit der Flüchtlingszuwanderung zu erörtern (von 
rechts): BBW-Chef Volker Stich, Landrat Günther Martin Pauli; BBW-Vize 
Joachim Lautensack; BBW-Geschäftsführerin und Justiziarin Susanne 
Hauth
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Dazu gehört für ihn neben dem 
Erlernen der Sprache und der 
Heranführung an die europäi-
sche Kultur die Qualifizierung 
für einen Beruf. Sein strategi-
scher Ansatz sei „fordern und 
fördern“. Auch hier sieht Palmer 
den Bund in der Pflicht. Nach 
seiner Vorstellung sollte eine 
Brücke zwischen Asyl und Ein-
wanderung geschaffen werden. 
Er denkt dabei an ein Investiti-
onsprogramm, anhand dessen 
Flüchtlinge über eine Qualifizie-
rung an den Arbeitsmarkt her-
angeführt werden, um dann 
mit Erlangen eines Beschäfti-
gungsverhältnisses in die Ein-
wanderung zu wechseln.

Einen Mangel an Sozialarbeite-
rinnen und Sozialarbeitern, die 
sich um Flüchtlinge kümmern, 
befürchtet Tübingens Oberbür-
germeister nicht. Deutlich 
schwieriger sei es, Verwal-
tungsfachleute zu finden, sag-
te Palmer gegenüber der BBW-
Delegation.

 < 18. Dezember 2016 –  
Besuch der Landeserst
aufnahmeeinrichtung  
Ellwangen mit Regierungs
präsident Schmalzl

Regierungspräsident Johannes 
Schmalzl ist zufrieden. In sei-
nem Zuständigkeitsbereich, 
dem Regierungsbezirk Stutt-
gart, habe man die Probleme 
aufgrund des Flüchtlingszu-
stroms im Griff. Im Gespräch 
mit BBW-Chef Volker Stich, 
BBW-Vize Joachim Lautensack 
und BBW-Geschäftsführerin 
und Justiziarin Susanne Hauth 

berichtete er nicht nur, was 
„seine Beschäftigten“ und die 
vielen Ehrenamtlichen alles be-
wegten, sondern wies auch 
stolz auf die gute Atmosphäre 
in der Erstaufnahmeeinrich-
tung Ellwangen hin, für die er 
zuständig ist. Das war am 
18. Dezember 2015. Gut zwei 
Wochen später sorgte die Erst-
aufnahmeeinrichtung Ellwan-
gen für Schlagzeilen: Es war zu 
Schlägereien unter den Flücht-
lingen gekommen. 

Die Unterredung mit Regie-
rungspräsident Schmalzl fand 
in der Landeserstaufnahmeein-
richtung für Flüchtlinge (LEA) in 
Ellwangen im Ostalbkreis statt. 
Im Anschluss an das Gespräch, 
an dem auch der LEA-Leiter 
Berthold Weiß teilgenommen 
hat, führte Schmalzl seine Ge-
sprächspartner durch die Erst-
aufnahmeeinrichtung. 

Das Regierungspräsidium 
Stuttgart ist zuständig für die 

Landeserstaufnahmeeinrich-
tung in Ellwangen. Dort befan-
den sich laut Schmalzl Mitte 
Dezember 2015 rund 3 000 
Flüchtlinge im Verfahren der 
Erstaufnahme, das heißt, sie 
wurden registriert, erken-
nungsdienstlich behandelt und 
auf ihren Gesundheitszustand 
untersucht. Die Asylanträge der 
in Ellwangen untergebrachten 
Flüchtlinge werden dort von 
Beschäftigten des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) entgegengenommen. 

Von Montag bis Freitag durch-
laufen in der LEA Ellwangen 
täglich rund 200 Flüchtlinge 
das Verfahren, bevor sie in die 
vorläufige Unterbringung in die 
Stadt- und Landkreise verlegt 
werden. Seit der Ministerpräsi-
dent entschieden habe, die Be-
legung in Ellwangen wieder 
auf ein erträgliches Maß zu re-
duzieren – zeitweise seien dort 
bis zu 4 700 Flüchtlinge unter-
gebracht gewesen mit Neuzu-
gängen zwischen 400 und 500 
an einem Wochenende – gelte 
die LEA in Ellwangen wieder als 
Vorzeigeeinrichtung mit bes-
ten Verfahrensergebnissen, 
sagte Schmalzl gegenüber den 
BBW-Vertretern. Die Einbin-
dung des Ehrenamts sei vor-
bildlich, die Zusammenarbeit 
mit Stadt und Landkreis eben-
falls, betont der Regierungs-
präsident. Schmalzl sieht in 
dem dezentralen Modell zur 
Bewältigung der vielfältigen 
Aufgaben unter der Führung 
des Regierungspräsidiums eine 

sehr gut funktionierende Lö-
sung. Rund 300 Beschäftigte 
und 200 Ehrenamtliche küm-
mern sich laut ihm um die 
Flüchtlinge. Diese Zahlen spre-
chen Bände und Schmalzl sagt 
auch unverhohlen: „Ohne das 
Ehrenamt könnten wir einpa-
cken".

Zum Verfahren selbst berichte-
te Schmalzl: Die Registrierung 
und erkennungsdienstliche Be-
handlung werde von Beschäf-
tigten des Regierungspräsidi-
ums Stuttgart wahrgenom-
men. Diese Leute kämen zum 
Teil für mehrere Wochen, an-
dere tageweise von Stuttgart 
nach Ellwangen. Die Gesund-
heitsuntersuchung werde vom 
Gesundheitsamt des Landrats-
amts Ostalbkreis durchgeführt. 
Weiter gebe es noch drei 
Dienstleister mit jeweils ge-
trennten Verträgen: für „Hotel-
leistungen“ (zum Beispiel An-
kunft, Unterkunft, Essen); Si-
cherheit (Security, 30 Perso-
nen) und Sozial- und Verfah-
rensbetreuung, bei der die So-
zialverbände wie zum Beispiel 
Caritas, Diakonie, Rotes Kreuz 
zusammenarbeiteten. Wichtig 
sei, dass über den Dienstleis-
tern Entscheidungsträger aus 
dem öffentlichen Dienst stün-
den, betonte der Regierungs-
präsident. Nach rund zwei Wo-
chen würden die Flüchtlinge in 
die vorläufige Unterbringung 
verlegt. Zu 50 bis 75 Prozent 
seien in der LEA Ellwangen 
Flüchtlingsfamilien aus Syrien 
untergebracht 

Während das Land rund 1 000 
Flüchtlinge wöchentlich regis-
trieren könne, schaffe das 
BAMF im gleichen Zeitraum 
nur rund 500, stellte Schmalzl 
fest, machte jedoch auch Hoff-
nung, dass sich diese Zahlen 
schon bald erhöhen. Für unvor-
hergesehene Notfälle hält das 
Regierungspräsidium Stuttgart 
laut Amtschef Schmalzl noch 
Notunterkünfte vor, so zum 
Beispiel in der Landeshaupt-
stadt im alten Reitstadion am 
Cannstatter Wasen oder in der 
alten Posthalle beim Stuttgar-
ter Hauptbahnhof.  

 < Gedankenaustausch zur Flüchtlingsproblematik mit Tübinger Oberbür-
germeister (von rechts): BBW-Chef Volker Stich; OB Boris Palmer; BBW-
Geschäftsführerin und Justiziarin Susanne Hauth; BBW-Vize Joachim 
Lautensack

 < Besuch der Landeserstaufnahmeeinrichtung Ellwangen mit Regierungs-
präsident Schmalzl (von rechts): BBW-Chef Volker Stich; Regierungspräsi-
dent Johannes Schmalzl; BBW-Geschäftsführerin und Justiziarin Susanne 
Hauth; BBW-Vize Joachim Lautensack; Berthold Weiß, Leiter der LEA Ell-
wangen
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Gespräch mit Amtsspitzen des Innen- und des Finanzministeriums

Öffnung der Hinzuverdienstgrenze: Kritik 
an der Verfahrensweise ist angekommen
Die Kritik an der Verfahrensweise ist angekommen. Mit der Forderung des 
BBW nach klarer Definition, für wen die freiwillige Weiterarbeit bis 70 und 
für wen die Öffnung der Hinzuverdienstgrenze gelte, sieht es anders aus. 
Die wiesen die Ministerialdirektoren des Innenministeriums (IM) und des 
Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft (MFW) im Gespräch mit BBW-
Chef Volker Stich, BBW-Vize Joachim Lautensack und BBW-Geschäftsführe-
rin und Justiziarin Susanne Hauth zurück. Zur Bewältigung des Flüchtlings-
zustroms äußerten sich beide zuversichtlich.
Die Unterredung, die am 17. 
Dezember 2015 im Finanzmi-
nisterium stattgefunden hat, 
war auf Initiative von Dr. Her-
bert Zinell (IM) und Rolf Schu-
macher (MFW) zustande ge-
kommen. Anlass war die Kritik 
des BBW-Vorsitzenden an den 
parallel entstandenen Gesetz-
entwürfen zur freiwilligen Ver-
längerung der Lebensarbeits-
zeit und der Öffnung der Hin-
zuverdienstgrenze bei einer  
Beschäftigung im Ruhestand.

 < Freiwillige Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit/Be
schäftigung im Ruhestand

Es war Anfang November, als 
der BBW-Vorsitzende der Sonn-
tagszeitung entnahm, dass das 
Kabinett zwei Tage später ei-
nen Gesetzentwurf des Finanz-
ministeriums zur Öffnung der 
Hinzuverdienstgrenze bei einer 
Beschäftigung im Ruhestand 
beraten und verabschieden 
wolle. Sein Ärger, dass Grün-
Rot es mal wieder nicht für nö-
tig hielt, den BBW bei dieser 
wichtigen Angelegenheit früh-
zeitig einzubinden, hat sich 
aber bis zum heutigen Tage 
nicht gelegt. Entsprechend äu-
ßerte sich BBW-Chef Stich ge-
genüber den Amtsspitzen des 
Innenministeriums und des Mi-
nisteriums für Finanzen und 
Wirtschaft. Es sei ärgerlich, 
dass der BBW im Vorfeld keine 
Möglichkeit gehabt habe, sei-
nen Sachverstand einzubrin-

gen. Dann hätte man frühzeitig 
darauf hingewiesen, dass es 
eine Abgrenzung geben müsse 
zwischen der Frage der freiwil-
ligen Weiterarbeit bis 70 einer-
seits und andererseits der Fra-
ge, für wen die Öffnung des 
Hinzuverdienstes gelte. Es kön-
ne nicht sein, dass derjenige fi-
nanziell schlechtergestellt ist, 
der sich für eine freiwillige 
Weiterarbeit bis 70 entschei-
det, als jener, der sich in den 
Ruhestand versetzen lässt, um 
sich kurz darauf auf der Grund-
lage des noch zu verabschie-
denden Gesetzes zur Änderung 
des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes Baden-Würt-
temberg (§ 68 LBeamtVGBW) 
wieder anstellenzulassen.

Ministerialdirektor Schuma-
cher bedauerte zwar die Ver-

fahrensweise, die Kritik an der 
Sache ließ er allerdings nicht 
gelten. Er vertrat den Stand-
punkt, die Freigabe des Hinzu-
verdienstes hänge davon ab, 
dass bei der im Ruhestand 
aufzunehmenden Tätigkeit 
schriftlich festgestellt wird, 
dass sie aus dringenden öf-
fentlichen Belangen oder drin-
genden dienstlichen Interes-
sen erfolgt. Dies stehe bei der 
Pensionierung noch nicht fest 
und hänge im Übrigen auch 
von der Entscheidung des 
Dienstherrn ab. Die einzelnen 
Betroffenen müssten sich da-
her entscheiden, ob sie ihre 
Lebensarbeitszeit freiwillig 
verlängern wollten oder im 
Gegensatz dazu einen unsi-
cheren Weg wählen wollten 
(Anmerkung: vergleiche hierzu 
DS 15/7846). 

Beide Ministerialdirektoren 
gehen im Übrigen davon aus, 
dass sich die Lage, insbeson-
dere die zugespitzte Perso-
nalknappheit aufgrund des 
Flüchtlingszustroms, entspan-
nen wird. Laut ihren Angaben 
haben sich im Kultusbereich 
bislang 350 Pensionäre zurück-
gemeldet, im übrigen Bereich 
rund 100. 

 < Bewältigung des  
Flüchtlingszustroms

Als eines der großen Probleme 
im Zusammenhang mit dem 
Flüchtlingszustrom bezeichne-
ten Ministerialdirektor Schu-
macher und Ministerialdirektor 
Dr. Zinell den Datentransport, 
sowohl in technischer als auch 
in rechtlicher Hinsicht. Eine 
Verbesserung verspreche man 
sich durch ein jetzt startendes 
Pilotprojekt, das einen bundes-
weit einheitlichen Flüchtlings-
ausweis beinhaltet. Auf diesem 
Ankunftsnachweis sind die 
persönlichen Daten des Flücht-
lings sowie ein biometrisches 
Passfoto enthalten. Über einen 
Barcode sind auf diesem Doku-
ment insbesondere die perso-
nenbezogenen Daten maschi-
nell auslesbar hinterlegt. Ein 
weiteres Ziel sei, so die Minis-
terialdirektoren, Daten zur 
Ausbildungssituation zu  
erfassen.

Lob zollten beide Ministerial-
direktoren den öffentlich Be-
schäftigten. Dr. Zinell erklärte, 
er sei stolz auf die baden-würt-
tembergische Landesverwal-
tung. Hier zeige sich, dass sich 
die Verwaltung in Krisenzeiten 
bewährt. Auch die eingesetzte 
Lenkungsgruppe mit Kabi-
nettsauftrag habe sich be-
währt. Einen Engpass gebe es 
allerdings noch beim Bundes-
amt für Migration und Flücht-

 < Gespräch mit Amtsspitzen des Innen- und des Finanzministeriums (von 
rechts): BBW-Chef Volker Stich; MD Rolf Schumacher (MFW); BBW-Ge-
schäftsführerin und Justiziarin Susanne Hauth; MD Dr. Herbert Zinell 
(IM); BBW-Vize Joachim Lautensack
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Branchentage im Vorfeld der Einkommensrunde 2016

Meinungsstarker Auftakt:  
Auf Deizisau folgte Freiberg

Zum ersten Branchentag im 
Vorfeld der Einkommensrunde 
für den öffentlichen Dienst von 
Bund und Kommunen hat sich 
am 14. Januar 2016 die Beleg-
schaft der Straßenmeisterei 
Deizisau versammelt. Mit dem 
Bundesvorsitzenden der Fach-
gewerkschaft der Straßen- und 
Verkehrsbediensteten (VDStra.), 
Siegfried Damm, der auch stell-
vertretender Vorsitzender der 
Bundestarifkommission des 
dbb ist, und dem VDStra.-Lan-
desvorsitzenden in Baden-
Württemberg, Robert Wend-
ling, diskutierten die Beschäf-
tigten berufsspezifische Inhal-
te, die für die Forderung des 
dbb mitentscheidend sein  
sollen.

In Deizisau und fünf Tage spä-
ter auch im sächsischen Frei-
berg stellte sich Siegfried 
Damm der Diskussion, nach-
dem er die tarifpolitischen 
Rahmenbedingungen vorge-

stellt hatte. Die Beschäftigten 
der Straßenmeisterei nahmen 
kein Blatt vor den Mund. 
Schnell wurde deutlich, dass 
für sie neben einer spürbaren 
linearen Erhöhung die Arbeits-
verdichtung und Unfallgefähr-
dung vor Ort ein ganz großes 
Thema ist. Damm zeigte Ver-

ständnis für die Klagen der Be-
schäftigten. Er wisse, dass das 
Straßennetz einschließlich der 
Autobahnen veraltet ist und 
„von der Politik mit Ausnahme 
einiger Pres tigeobjekte auf 
Verschleiß gefahren wird“. Da-
mit die gewohnte Mobilität er-
halten bleibe, müsse deutlich 

mehr geflickt und kontrolliert 
werden als früher, zumal auf-
grund des erheblichen Perso-
nalabbaus wichtige Aufgaben 
zur Verkehrssicherheit auf der 
Strecke geblieben sind. 

Zu dem Appell von Bundesin-
nenminister de Maizière bei der 
Kölner Arbeitstagung des dbb, 
die Tarifpartner sollten bei den 
Verhandlungen auf Rituale ver-
zichten, sagte Damm vor den 
Beschäftigten der Straßenmeis-
terei Deizisau: „Wir begrüßen 
diesen Ansatz. Wenn es der Mi-
nister ernst meint, nutzt er die 
Zeit von unserer Forderungsver-
öffentlichung bis zur ersten Ver-
handlungsrunde am 21. März 
2016, um gleich zum Auftakt 
ein diskussionswürdiges Ange-
bot vorzulegen. Anderenfalls 
müsst Ihr Euch für Demos und 
Warnstreiks bereithalten.“ 

linge (BAMF). Dort gebe es 
nach wie vor zu wenig Ent-
scheider. So gelinge dem Land 
beispielsweise in der Erstauf-
nahmestelle im Patrick-Henry-
Village in Heidelberg eine tag-
genaue Registrierung. Bei der 
Asylantragsstellung, für die das 
BAMF zuständig ist, werde 
mehr Zeit benötigt. Zur Verfah-

rensbeschleunigung teile das 
BAMF in Heidelberg die Asylbe-
werber nun bereits vor der An-
tragstellung in drei Gruppen 
auf. Ziel sei es, Asylanträge mit 
geringer Komplexität aus si-
cheren und unsicheren Her-
kunftsländern innerhalb von 
24 bis 48 Stunden abschlie-
ßend zu bearbeiten. Dies gelte 

zum einen für Flüchtlinge mit 
hoher Bleibewahrscheinlich-
keit, die in der Regel aus Bür-
gerkriegsländern kommen und 
zum anderen für Flüchtlinge 
aus Ländern mit geringer Blei-
bewahrscheinlichkeit, bei-
spielsweise aus dem Westbal-
kan. Diese beiden Gruppen 
machten derzeit etwa die Hälf-

te des Flüchtlingszugangs nach 
Baden-Württemberg aus. Bei 
Flüchtlingen der dritten Grup-
pe aus Herkunftsländern mit 
unklarer Bleibeperspektive sei 
nach wie vor eine differenzier-
te Prüfung nötig, die entspre-
chend mehr Zeit in Anspruch 
nehme. 
 

 < Siegfried Damm, VDStra.-Bundesvorsitzender und stellvertretender Vorsitzender der Bundestarifkommission des 
dbb am 14. Januar 2016 gemeinsam mit den Beschäftigten der Straßenmeisterei Deizisau.

db
b

 < Wenige Tage später ein ähnliches Bild vor anderer Kulisse: Siegfried Damm, diesmal mit den Kollegen im  
sächsischen Freiberg am Neckar.
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Maßnahmenpaket zur Umsetzung der Notariats- und Grundbuchamtsreform

Spielraum für Nachbesserungen 
Das Maßnahmenpaket zur sozialverträglichen Umsetzung der Notariats- 
und Grundbuchamtsreform für die Beschäftigten im Unterstützungsbe-
reich der Notariate wurde zwar von der Landesregierung bereits im Okto-
ber 2015 abgesegnet. Dennoch scheint es Spielraum für Nachbesserungen 
zu geben. Das signalisierten jetzt Vertreter des Finanz- und des Justizminis-
teriums im Gespräch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden der Bundes-
tarifkommission des dbb, Karl-Heinz Leverkus, und der stellvertretenden 
BBW-Vorsitzenden und Vorsitzenden der Landestarifkommission, Dorothea 
Faisst-Steigleder.

Wenn das derzeit laufende In-
teressenbekundungsverfahren 
abgeschlossen und ausgewer-
tet ist, werden die Beschäftig-
ten vom Land entsprechend in-
dividuell informiert. Die Arbeit-
geberseite hat zugesagt, die 
Umsetzung der Maßnahmen in 
Abstimmung mit dem BBW/
dbb durchzuführen und den  
Dialog alsbald fortzusetzen 
(siehe auch mitglieder-info).

In großer Besetzung war man 
am 13. Januar 2016 auf Initiati-
ve von BBW und dbb in Stutt-
gart zusammengekommen, um 
über die Details des Maßnah-
menpakets sowie über den ak-
tuellen Stand der Umsetzung 
der Grundbuchamts- und Nota-
riatsreform zu beraten – auf der 
einen Seite des Tisches die Ver-
treter der Ministerien, Ministe-
rialrat Veit Mössler (Leiter Refe-
rat 13 (Tarifangelegenheiten) 
im Finanzministerium und Vor-
standsvorsitzender des Arbeit-
geberverbands öffentlicher 
Dienst BW), Regierungsdirektor 
Phillip Reuff (Referent Referat 
13 und Geschäftsführer des Ar-
beitgeberverbands öffentlicher 
Dienst BW), Joachim Wurster, 
(Sachbearbeiter beim Arbeitge-
berverband öffentlicher Dienst 
BW), Regierungsdirektor Dr. 
Frank Schwörer, Michael Schu-
ler, Heiner Römhild (alle Abtei-
lung I Justizministerium, Perso-
nal) und auf der anderen Seite 
die Delegation von BBW und 
dbb, Karl-Heinz Leverkus (stell-
vertretender Vorsitzender der 

Bundestarifkommission), Albe-
na Chipkovenska (Referentin 
beim Geschäftsbereich Tarif 
dbb), Dorothea Faisst-Steigleder 
(stellvertretende BBW-Vorsit-
zende und Vorsitzende der Lan-
destarifkommission), Renate 
Conrath (DJG, Mitglied im Be-
zirks- und Hauptpersonalrat des 
Justizministeriums) sowie Sarah 
Leinert ( juristische Referentin 
beim BBW).

Im Mai 2014 hatte eine Delega-
tion des BBW und dbb zuletzt 
mit den zuständigen Vertretern 
des Finanz- und Justizministeri-
ums zusammengesessen, um 
über die Umsetzung der Grund-
buchamts- und Notariatsreform 
und ihre Auswirkungen auf die 
Tarifbeschäftigten in der Justiz-
verwaltung des Landes zu bera-
ten. Inzwischen hat sich viel ge-

tan. Das Maßnahmenpaket zur 
sozialverträglichen Umsetzung 
der Reform ist von der Landes-
regierung beschlossen. Abge-
segnet von der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder und 
dem Kabinett sind auch die 
Richtlinien „Notariats- und 
Grundbuchamtsreform Wech-
selprämie“ und „Notariats- und 
Grundbuchamtsreform Aus-
gleichszahlung“, die dem Maß-
nahmenpaket zugrunde liegen. 

Die Grundbuchamts- und No-
tariatsreform ist die größte 
Strukturreform in der baden-
württembergischen Justiz. 
Während gegenwärtig noch 
notarielle Aufgaben von drei 
unterschiedlichen Personen-
gruppen wahrgenommen wer-
den, nämlich von Notaren im 
Landesdienst bei staatlichen 

Notariaten, von freiberuflichen 
Nurnotaren und Anwaltsnota-
ren, werden zum 1. Januar 
2018 nur noch freie Notare für 
diese Aufgaben zuständig sein. 
Ebenfalls zum Stichtag 1. Janu-
ar 2018 werden die über 650 
kommunalen und staatlichen 
Grundbuchämter in 13 grund-
buchführende Amtsgerichte 
eingegliedert. Diese Neuord-
nung im Grundbuch- und No-
tariatsbereich wirkt sich insbe-
sondere auf die rund 1 900  
Beschäftigten im Unterstüt-
zungsbereich der Notariate 
aus. Durch Auflösung der der-
zeit bestehenden circa 300 
staatlichen Notariate fallen in 
erheblichem Umfang Aufga-
ben weg und somit auch die 
Stellen für jene, die bislang die-
se Aufgaben erledigen. Ent-
sprechend umfangreich ist der 
Maßnahmenkatalog zur sozial-
verträglichen Umsetzung der 
Reform, der nach Auffassung 
von dbb und BBW jedoch noch 
nachgebessert werden muss.

 < Stichwort Sonderurlaub

Das Maßnahmenpaket sieht 
vor, dass die Tarifbeschäftigten 
für die Dauer von fünf Jahren 
Sonderurlaub gemäß § 28 TV-L 
in Anspruch nehmen können, 
um die Tätigkeit bei einem frei-
beruflichen Notar zunächst zu 
erproben. Während dieser Zeit 
bleibt das Beschäftigungsver-
hältnis mit dem Land beste-
hen. Diese Zeit gilt als Beschäf-
tigungszeit im Sinne des § 34 
Abs. 3 TV-L. Im Gespräch mit 
den Vertretern der Ministerien 
konnte geklärt werden, dass 
entgegen des Wortlautes des 
Maßnahmenpakets die Zeit 
des Sonderurlaubs auf die Stu-
fenlaufzeit angerechnet wird 
und die Beschäftigten, sollten 
sie sich für eine Rückkehr in 
den Landesdienst entscheiden, 
so gestellt werden, als wären 
sie unverändert beim Land 
weiterbeschäftigt worden.

 < Sie saßen sich gegenüber, um Details des Maßnahmenpakets zur sozial-
verträglichen Umsetzung der Grundbuchamts- und Notariatsreform für 
die Beschäftigten im Unterstützungsbereich der Notariate zu erörtern. 
Auf der einen Seite des Tisches die Delegation des BBW und dbb (von 
rechts): Sarah Leinert (juristische Referentin beim BBW), Dorothea Faisst-
Steigleder (stellvertretende BBW-Vorsitzende und Vorsitzende der Lan-
destarifkommission), Karl-Heinz Leverkus (stellvertretender Vorsitzender 
der Bundestarifkommission), Albena Chipkovenska (Referentin beim Ge-
schäftsbereich Tarif dbb), Renate Conrath (DJG, Mitglied im Bezirks- und 
Hauptpersonalrat des Justizministeriums) sowie …
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 < Stichwort Besitzstand
zulage

Beide Seiten waren sich auch 
einig, dass die Unterbrechung 
der Entgeltzahlung wegen In-
anspruchnahme des Sonderur-
laubs ohne Auswirkung für die 
Weiterzahlung der Besitz-
standzulage bleiben muss.

 < Stichwort Wechselprämie

Das Maßnahmenpaket sieht 
für Tarifbeschäftigte, die ihr  
Arbeitsverhältnis zum Land bis 
spätestens 31. Dezember 2020 
durch Abschluss eines Auflö-
sungsvertrages freiwillig been-
den, eine Wechselprämie vor. 
Diese Prämie reduziert sich für 

Beschäftigte, die zum Zeit-
punkt des Ausscheidens in Teil-
zeit tätig sind, entsprechend 
ihres Arbeitsumfangs. Dabei 
bleibt der Beschäftigungsum-
fang der vorausgegangenen 
Dienstjahre außer Betracht, so 
dass sich eine kurzfristige Re-
duzierung der Arbeitszeit min-
dernd auf die Wechselprämie 
auswirkt. Mit dieser Regelung 
zeigten sich die Vertreter von 
BBW und dbb nicht einverstan-
den. Sie bezeichneten sie zu-
mindest in den Fällen als unge-
recht, in denen die Teilzeittä-
tigkeit durch den Wegfall von 
Aufgaben im Zuge der Um-
strukturierung bedingt ist. Vor-
aussetzung für den Abschluss 
eines Auflösungsvertrages und 
damit verbunden der Gewäh-
rung einer Wechselprämie ist, 
dass das Arbeitsverhältnis 
nicht ruht. Damit ist eine 
Wechselprämie für diejenigen 
Beschäftigten ausgeschlossen, 
die sich in dem maßgeblichen 

Zeitraum in Elternzeit befin-
den. Auch hier sehen die Ver-
treter von BBW und dbb Nach-
besserungsbedarf. Die Arbeit-
geberseite will jetzt prüfen, ob 
in diesen Fällen eine Nachbes-
serung des Maßnahmenpakets 
beziehungsweise eine Ausnah-
meregelung in begründeten 
Einzelfällen möglich ist und die 
Wechselprämie attraktiver ge-
staltet werden kann.

Beide Seiten waren sich einig, 
dass Tarifbeschäftigte, die 
nicht wechseln wollen und ge-
gebenenfalls eine neue Tätig-
keit ausüben müssen, bei ei-
nem Verbleib im Landesdienst 
ihre Eingruppierung beibehal-
ten und die Besitzstände dyna-
misiert werden. BBW und dbb 
haben sich in dem Gespräch 
dafür stark gemacht, dass den 
Beschäftigten in der Justiz ent-
sprechende Qualifizierungs- 
und Weiterbildungsangebote 
unterbreitet werden. 

Fo
to

s:
 d

bb

 < … auf der anderen Seite die Vertreter des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft und des Justizministeriums (von rechts): Joachim Wurster 
(Sachbearbeiter beim Arbeitgeberverband öffentlicher Dienst BW), Re-
gierungsdirektor Phillip Reuff (Referent Referat 13 und Geschäftsführer 
des Arbeitgeberverbands öffentlicher Dienst BW), Ministerialrat Veit 
Mössler (Leiter Referat 13 Tarifangelegenheite im Finanzministerium und 
Vorstandsvorsitzender des Arbeitgeberverbands öffentlicher Dienst BW), 
Regierungsdirektor Dr. Frank Schwörer, Michael Schuler, Heiner Römhild 
(alle Abteilung I Justizministerium, Personal).

Bei stationärer Behandlung demnächst möglich

Direktabrechnung zwischen den  
Leistungserbringern und der Beihilfe
Wenn künftig beihilfeberech-
tigte Personen oder deren be-
rücksichtigungsfähige Ange-
hörige stationäre Leistungen 
aus dem Bereich der Kranken-
haus-, Anschlussheil-, Rehabili-
tations- oder Suchtbehand-
lung sowie der vollstationären 
Pflege in Anspruch nehmen, 
können die Beihilfeberechtig-
ten mittels Vordrucke ihre Zu-
stimmung zur Direktabrech-
nung erteilen. Das hat das Mi-
nisterium für Finanzen und 
Wirtschaft (MFW) mitgeteilt.

Die Vordrucke werden noch 
von der Beihilfestelle des Lan-
desamtes für Besoldung und 
Versorgung (www.lbv.bwl.de 
unter „Aktuelles“ und „Vor-
drucke“) sowie von der Beihil-
festelle des Kommunalen 
Versorgungsverbandes Ba-

den-Württemberg (www.
kvbw.de unter „Beihilfe/Bei-
hilferecht Baden-Württem-
berg/Vordrucke“) auf deren 
Homepage, ergänzt um die 
Kontaktdaten der jeweiligen 
Beihilfestelle, zum Abruf zur 
Verfügung gestellt. 

Zum Verfahren: Den Vordruck 
übermittelt die jeweilige Ein-
richtung nebst Rechnung an 
die zuständige Beihilfestelle. 
Dort wird dann die Beihilfe-
fähigkeit der Aufwendungen 
geprüft und die zustehende 
Beihilfe festgesetzt. Diese 
wird danach direkt an die Ein-
richtung überwiesen. 

Diese Neuregelung bringt so-
wohl Vorteile für die beihilfe-
berechtigten Personen, wel-
che nicht in Vorleistung für 

oftmals hohe Kosten treten 
müssen, als auch für die Ein-
richtung, welche sich an ei-
nen weiteren Zahlungspart-
ner wenden können. 

Gleichwohl sind die Beihilfe-
berechtigten jedoch weiter-
hin Kostenschuldner für un-
gedeckte Rechnungsanteile 
zum Beispiel durch Eigenbe-
halte oder nicht beihilfefähi-
ge Komfortleistungen. 

Das Direktabrechnungsver-
fahren wird zunächst papier-
gebunden eingeführt, damit 
dessen Vorteile baldmög-
lichst entstehen. Neben der 
Übermittlung auf dem Post-
weg besteht die Möglichkeit, 
die Unterlagen per Fax zu 
übermitteln. Eine Übermitt-
lung per E-Mail oder DE-Mail 

kann aus datenschutzrechtli-
chen Gründen wegen fehlen-
der Verschlüsselungstechni-
ken und/beziehungsweise 
fehlenden Authentifizierun-
gen nicht akzeptiert werden. 
Ob in absehbarer Zeit ein 
elektronisches Rechnungsda-
tenaustauschverfahren ein-
geführt werden kann, wird 
noch geprüft. 

Anträge auf Direktabrech-
nung können ab dem 1. März 
2016 eingereicht und abge-
rechnet werden. Die Verbän-
de der medizinischen Leis-
tungserbringer werden eben-
falls informiert. 

Die Beihilfeberechtigten  
erhalten, voraussichtlich im 
Februar, ein Informations-
schreiben. 
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Personalräteempfang im „Hohen Haus“

Landtagspräsident ist voll des Lobes –  
BBW-Chef fordert Wertschätzung 
Alle Jahre wieder – es ist fast 
schon Tradition: Anfang De-
zember 2015 hat der Landtags-
präsident zum dritten Mal Per-
sonalräte, die in Mitgliedsge-
werkschaften und Verbänden 
des BBW organisiert sind, zu ei-
nem Empfang ins „Hohe Haus“ 
eingeladen. Diesmal beschei-
nigte ihnen Landtagspräsident 
Wilfried Klenk, dass sie nicht 
nur einen guten, sondern einen 
überaus wichtigen Job erledig-
ten. Wertschätzung nicht nur 
in Sonntagsreden mahnte 
BBW-Chef Volker Stich an. Er 
forderte Taten, in erster Linie 
die Rücknahme der abgesenk-
ten Eingangsbesoldung.

Der jährlich wiederkehrende 
Empfang von Personalräten aus 
den Reihen des BBW zählt zu 
den Neuerungen, die Klenks 
Vorgänger Guido Wolf – inzwi-
schen CDU-Fraktionschef und 
CDU-Spitzenkandidat bei der 
Landtagswahl 2016 – in der zu 
Ende gehenden Wahlperiode 
eingeführt hat. „Wir werden 
diese symbolkräftige Übung 
fortführen“, versprach Klenk 
bei der diesjährigen Veranstal-
tung Anfang Dezember und 
forderte die Kolleginnen und 

Kollegen in den Personalräten 
auf, „dass Sie weiter machen 
wie bisher: mutig, streitbar und 
zukunftsorientiert“. Schließlich 
sei auch bei Staat und Kommu-
nen die Humanisierung der Ar-
beitswelt nie fertig.

Lob und Anerkennung zollte 
Klenk schließlich allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern 
in den Behörden des Landes. 
Gerade in diesen Wochen und 
Monaten erfahre man exem-
plarisch, dass „der öffentliche 
Dienst der Firstständer unseres 
Gemeinwesen ist“. Mit seiner 
Leistungsfähigkeit „trägt er 
den Rechts- und Sozialstaat“, 
betonte Klenk. Viele, die jetzt 
als Flüchtlinge zu uns kämen, 
erlebten zum ersten Mal ein 
Gemeinwesen, dessen Orga-
nen sie vertrauen könnten. „Ja, 
gute Arbeit in Behörden und 
öffentlichen Einrichtungen ist 
staatstragend“, resümierte der 
Landtagspräsident und leitete 
daraus die Verpflichtung für 
Staat, Kommunen und öffentli-
che Körperschaften ab, moder-
ne und attraktive Arbeitgeber 
zu sein. Darüber hinaus habe 
der Staat als Arbeitgeber seine 
Beschäftigten zu schützen, zu 

bestärken und wertschätzend 
zu behandeln. Gerade in Zeiten 
des Fachkräftemangels und 
des demografischen Wandels 
brauche der öffentliche Dienst 
ein nachhaltig positives Image. 
Das beginne bei der Bezahlung, 
der sozialen Absicherung und 
den Möglichkeiten, sich indivi-
duell weiterzuentwickeln.

Mit dieser Feststellung liegt 
Landtagspräsident Klenk ganz 
auf Linie des Beamtenbunds. 
Seit vielen Monaten wirft 
BBW-Chef Volker Stich der 
grün-roten Landesregierung 
mangelnde Wertschätzung für 

die Arbeit und das Engagement 
der öffentlich Beschäftigten 
vor. Er tat es erneut beim Per-
sonalräteempfang. Punkt für 
Punkt listete er auf, was die Re-
gierung den Beamtinnen und 
Beamten in den zurückliegen-
den Jahren abverlangt hat und 
forderte:

 > die Rücknahme der abge-
senkten Eingangsbesoldung;

 > die inhalts- und zeitgleiche 
Übertragung des Tarifergeb-
nisses TV-L 2015/2016 auf 
den Beamtenbereich im 
Frühjahr 2016;

 < BBW-Chef Volker Stich fordert 
Taten statt Wertschätzung  
lediglich in Sonntagsreden.

 < Personalräteempfang 2015: Volles Haus im „Hohen Haus“.
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Jetzt plant auch die SPD die Rücknahme der  
abgesenkten Eingangsbesoldung
Landeschef Schmid räumt Fehler im Umgang mit Beamten ein

Nach entsprechenden 
Zusagen der CDU und 
der FDS will jetzt auch 
die SPD die abgesenkte 
Eingangsbesoldung rück-
gängig machen. Mitte 
Dezember 2015 erläuter-
ten Finanzminister und 
SPD-Landes chef Nils 
Schmid sowie Generalse-
kretärin Katja Mast bei 
der Vorstellung ihres 
Wahlprogramms die 
Kehrtwende der Sozial-
demokraten.

Bislang waren sich Mi-
nisterpräsident Winfried 
Kretschmann und sein 
Vize Nils Schmid über 
den strikten Sparkurs bei 
den Beamten einig. Das 
stimmt offensichtlich 

nicht mehr. Mag sein, 
dass die Ankündigung 
des BBW, man werde 
notfalls bis zum Bundes-
verfassungsgericht zie-
hen, um die bis zu acht 
Prozent abgesenkte Ein-
gangsbesoldung rück-
gängig machen zu las-
sen, für den Meinungs-
umschwung eine Rolle 
spielte. Fakt aber ist, 
dass Schmid bei der Vor-
stellung des Wahlpro-
gramms einräumte, dass 
man in der Vergangen-
heit Fehler gemacht 
habe, die sich nicht wie-
derholen dürften.

Zur Erinnerung: Vor der 
Landtagswahl 2011 hat-
ten SPD und Grüne noch 

um die Beamten gebuhlt. 
Spätestens im Vorfeld 
der ersten grün-roten 
Sparrunde im Herbst 
2011 war vom einst gu-
ten Klima zwischen BBW, 
den Bündnisgrünen und 
den Sozialdemokraten 
nicht mehr viel übrig ge-
blieben. Seitdem wurde 
das Verhältnis zwischen 
BBW und Grün-Rot von 
Jahr zu Jahr unterkühlter.

Jetzt will die SPD für den 
Fall der Regierungsbetei-
ligung Fehler der Vergan-
genheit wieder gutma-
chen, sprich: sie will die 
Absenkung der Eingangs-
besoldung rückgängig 
mach, sagt obendrein zu, 
die Beamtenversorgung 

nicht anzutasten und 
nennt als erklärtes Ziel 
eine verbindliche Verein-
barung mit dem BBW.

Bei der Rücknahme der 
abgesenkten Eingangs-
besoldung nimmt die 
SPD in Kauf, dass eine 
solche Maßnahme in ei-
nem ersten Schritt jähr-
lich erst einmal 25 Millio-
nen Euro kosten würde. 
Im Vergleich zu dem 
Flurschaden, den dieser 
Sparbeschluss angerich-
tet habe, sei das aber 
verkraftbar, verlautete 
laut einem Bericht der 
„Stuttgarter Nachrich-
ten“ vom 14. Dezember 
2015 aus SPD-Kreisen. 
 

 > die Übernahme der „Mütter-
rente“ und der „Rente mit 
63“ analog zum RV-Leis-
tungsverbesserungsgesetz;

 > die Korrektur weitreichender, 
ungerechter und besonders 
Ältere belastende Beihilfe-
veränderungen, insbesonde-
re die auf 70 Prozent verrin-
gerte Beihilfefähigkeit bei 
zahntechnischen Leistungen 
und die nur in Baden-Würt-
temberg gültige 50-Prozent-
Regelung für Ehegatten.

Handeln tut not. Das steht für 
BBW-Chef Stich außer Frage. 
Deshalb hat er auch beim Per-
sonalräteempfang die besorg-
niserregenden Zahlen aus dem 
Fachkräftemonitor der IHK 
Stuttgart vorgetragen. Dem-
nach war der Mangel an Fach-
kräften bereits in den Jahren 
2014 und 2015 beträchtlich:  
Im Schnitt beider Jahre fehlten 

23 000 Akademiker, 78 000 be-
trieblich weitergebildete Fach-
leute und 66 000 betrieblich 
ausgebildete Fachkräfte. Die 
Prognose sieht noch düsterer 
aus. Danach werden der Wirt-
schaft zwischen 2014 und 

2030 durchschnittlich pro Jahr 
204 000 Fachkräfte fehlen.

Vor dem Hintergrund dieser 
Zahlen wies Stich mahnend auf 
die Situation im öffentlichen 
Dienst hin. Über Fachkräfte-

mangel klage man bereits in 
den Ministerien, den Regie-
rungspräsidien, bei den Kom-
munen und den Schulen. Es 
fehlten insbesondere Fachkräf-
te für Informationstechnologi-
en, für die technischen Fach-
verwaltungen wie Straßenbau, 
Vermessung, Lebensmittel-
überwachung, Gewerbeauf-
sicht, Atomaufsicht bis hin zum 
Denkmalschutz. Auch in der  
Finanzverwaltung klage man 
über mangelnde Nachwuchs-
kräfte, ebenso in der Allgemei-
nen Verwaltung, der Sozialver-
waltung, bei der Polizei und im 
Strafvollzug.

Dank und Anerkennung zollte 
Stich all jenen, die sich zur Be-
wältigung des Flüchtlingszu-
stroms weit über die reguläre 
Arbeitszeit hinaus engagierten, 
genauso wie den vielen Tau-
send Ehrenamtlichen an ihrer 
Seite. 
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 < Landtagspräsident Wilfried Klenk würdigt die Arbeit der Personalrätin-
nen und Personalräte: „Sie machen einen guten und wichtigen Job.“
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DEUTSCHLAND
Reise und Erholung

Moorsanatorium-Kurhotel am Reischberg
Inhaber Stadt Bad Wurzach
Karl-Wilhelm-Heck-Str. 12
88410 Bad Wurzach
☎ 0 75 64 / 30 40
www.kurhotel-am-reischberg.de

BAD WURZACH/ALLGÄU
GESUNDHEIT & WELLNESS

Rücken & Gelenke-Pauschale
inkl. 3x Mooranwendung, 2x Massage
2x Einzelgymnastik, Sauna, Thermal-
bad und mehr

7 Ü/HP p. P. im DZ ab € 719,-
Beihilfefähige Kuren möglich.
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Vorsitzende der Justizverbände im BBW treffen sich in Stuttgart

Ziel der gemeinsamen Arbeit fixiert
Die Vorsitzenden der unter 
dem Dach des BBW firmieren-
den Justizverbände haben bei 
der Sitzung der „Arbeitsge-
meinschaft Justiz“ am 9. De-
zember 2015 Eckpunkte für die 
„Richtlinien zur Arbeit der AR-

GE-Justiz“ erarbeitet und fest-
gelegt. Der Dezember-Sitzung 
war am 13. Oktober 2015 ein 
erstes Zusammentreffen der 
ARGE-Mitglieder vorausgegan-
gen. Beide Sitzungen fanden in 
der BBW-Geschäftsstelle in 

Stuttgart statt. Die Mitglieder 
der ARGE-Justiz streben für die 
Wahl des Hauptpersonalrates 
im Jahr 2019 eine „Gemeinsa-
me Liste“ aller Justizverbände 
im BBW an. Dieses Ziel ist nun 
in Form der Eckpunkte in den 
„Richtlinien zur Arbeit der AR-
GE-Justiz“ verankert. 

Vorsitzender der ARGE-Justiz ist 
Alexander Schmid (BSBD), sein 
Stellvertreter Reinhard Ring-
wald (DJG). Beide wurden am  
9. Dezember von den Mitglie-
dern der ARGE-Justiz gewählt. 
BBW-Chef Volker Stich, der ge-
meinsam mit seinen Stellver-
tretern Joachim Lautensack 
und Waldemar Futter an der 
Sitzung teilnahm, informierte 
die Versammlung über aktuelle 
landespolitische Entwicklun-
gen, die den öffentlichen 
Dienst und seine Beschäftigten 
betreffen. Das nächste Treffen 
der ARGE wurde für die Zeit un-
mittelbar nach der Landtags-
wahl 2106 terminiert.  

Vereinigung der Prüfungsbeamten 

Wechsel im Vorstand 
Am 18. November 2015 fand 
die laut Satzung vorgeschrie-
bene ordentliche Mitglieder-
versammlung der Vereinigung 
der Prüfungsbeamten im Ge-
schäftsbereich des Rechnungs-
hofes Baden-Württemberg 
statt. Zu Gast war die Ge-
schäftsführerin und Justiziarin 
des BBW, Susanne Hauth. Sie 
informierte über die neuesten 
Entwicklungen in der Landes-
politik, die den öffentlichen 
Dienst betreffen, und über-
brachte Grüße des BBW-Vorsit-
zenden. Ausführlich befasste 
sie sich mit den Passagen zum 
öffentlichen Dienst in den Pro-
grammen der Parteien zur 
Landtagswahl 2016. Die Ver-

sammlung war sich einig, dass 
man die zur Wahl antretenden 
Parteien am Forderungskata-
log des BBW messen und be-
werten müsse. 
Bei den Wahlen kam es zu ei-
nem Wechsel im Vorstand. Der 
bisherige stellvertretende Vor-
sitzende Karl Görgen trat Mitte 
des Jahres 2015 in den Ruhe-
stand und kandidierte deshalb 
nicht wieder. Er hatte dieses 
Amt seit 1999 bekleidet und in 
dieser langen Periode sehr viel 
zum Gedeihen der Vereinigung 
beigetragen. Er vertrat die Ver-
einigung auch jahrelang im 
Hauptpersonalrat sowie im 
Örtlichen Personalrat des Rech-
nungshofs. Die Vereinigung 

dankt ihm für dieses große En-
gagement und wünschte ihm 
Kraft und Freude im neuen Le-
bensabschnitt. Wiedergewählt 
wurden Vorsitzender Norbert 

Schätzlein und Kassenführer 
Philipp Baum. Das Team ver-
stärkt Stefan Schüttler, der 
Nachfolger von Karl Görgen 
wurde. 

BB
W

 < Der alte und neue Vorstand der Vereinigung im Dezember 2015 (von 
links): Philipp Baum, Kassenführer; Karl Görgen, ausgeschiedener stell-
vertretender Vorsitzender; Norbert Schätzlein, Vorsitzender, und Stefan 
Schüttler, neuer stellvertretender Vorsitzender

BB
W

 < BBW-Spitzenvertreter gemeinsam mit den Mitgliedern der ARGE-Justiz vor 
der BBW-Geschäftsstelle in Stuttgart (in der ersten Reihe von rechts): BBW-
Chef Volker Stich, Alexander Schmid (BSBD), Vorsitzender ARGE-Justiz, und 
sein Stellvertreter Reinhard Ringwald (DJG); Joachim Lautensack, stellvertre-
tender BBW-Vorsitzender, dahinter von rechts: Helmut Schäfer (DAAV),  
Manuel Hellstern (BDR), Dr. Wolf Zitzmann (BTB komba), Rüdiger Majewski 
(DGVB), Waldemar Futter (BBW), Jan Arnold (Württ. Notarverein)
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 z Kommunikations
management – bei  
Gesprächen überzeugend 
argumentieren

Seminar 2016 B086 GB vom  
17. bis 19. April 2016 in  
Königswinter.
Verhandlungen bestimmen einen 
Teil des beruflichen Alltags. Ob 
neue Prozesse oder Projekte zu 
steuern oder Beratungsgespräche 
zu führen sind, häufig stellt sich 
dabei die Aufgabe, Ziele im Auge 
zu behalten und Partner einzube-
ziehen. Dabei muss überzeugend 
argumentiert werden. Es bedarf 
einer geschickten und lösungsori-
entierten Verhandlungsführung. 
Die Teilnehmer und Teilneh-
merinnen lernen, ihre Standpunk-
te in Verhandlungen so darzustel-
len, dass sich ihre Ziele in den 
Ergebnissen zeigen. In Übungen 
und Rollenspielen werden Auftre-
ten, Rhetorik und Körpersprache 
trainiert. Geübt wird, wie man 
sich auf Verhandlungen richtig 
vorbereitet und wie man die Ge-
sprächsführung steuert. Es  
können auch schwierige Verhand-
lungsgespräche behandelt wer-
den, die zum Beispiel am  
Telefon stattfinden. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDVSchulung –  
Digitale Fotografie/ 
Bildbearbeitung

Seminar 2016 B110 GB vom  
17. bis 19. April 2016 in Königs-
winter.

In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer die digitale Bildbear-
beitung und das Erstellen von Fo-
tobüchern. PC-Grundkenntnisse 
erforderlich.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement
Seminar 2016 B152 GB vom  
10. bis 12. Juni 2016 in Königs-
winter.

Wie entsteht Stress? Was kann 
ich dagegen tun, im Beruf und im 
Alltag? In diesem Seminar können 
die Teilnehmer ihr „persönliches 
Gesundheitsmanagement“ erler-
nen. Als zentrale Punkte stehen 
dabei die Fragen – Umgang mit 
und Bewältigung von Stress – 
richtige Ernährung – Bewegung 
und Sport – im Mittelpunkt. Zu-
dem üben Sie, sich zu entspan-
nen, erfahren hautnah die Bedeu-
tung von Sport und Bewegung 
und lernen, warum Ernährung 
und Wohlbefinden viel miteinan-
der zu tun haben.

(Wochenendseminar)

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Personalmanagement – 
Personal gewinnen,  
Personal halten –  
Anforderungen an das  
Personalmanagement

Seminar 2016 B169 GB vom  
10. bis 12. Juli 2016 in  
Königswinter.

Bei diesem Praxisseminar zur So-
zial- und Methodenkompetenz 
werden Grundkenntnisse der Mo-
derationsplanung vermittelt. Un-
ter Anknüpfung an die Kenntnisse 
der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer wird in die Moderationstech-
niken eingeführt und erprobt, wie 
diese bei Besprechungen, in Ar-
beitsgruppen- und Teamsitzun-
gen, in komplexen Planungs- und 
Sozialgremien sowie bei Tagun-
gen oder Seminaren angewendet 
werden können. Ziel ist es, den 
Moderationsstil der Teilnehmer/ 
-innen aufzufrischen, ihnen aber 
auch den praxisnahen Einsatz der 
Methoden in ihren Aufgabenfel-
dern zu ermöglichen.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit

Seminar 2016 B173 GB vom  
15. bis 17. Juli 2016 in  
Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der tägli-
chen Büroarbeit eingegangen.  
Es geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden beziehungsweise zu 
bewältigen. Weiterhin wird auf 
die schützende und stressredu-
zierende Wirkung von Entspan-
nung, Sport und Bewegung  
eingegangen und in der prakti-
schen Anwendung geübt. Weite-
re Übungen und Tipps für den 
Hals-, Schulter- und Rückenbe-
reich runden dieses Seminar ab.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Konfliktmanagement – 
Auseinandersetzungen im 
Kollegenkreis konstruktiv 
bewältigen

Seminar 2016 B175 GB vom  
19. bis 21. Juli 2016 in  
Königswinter.
Wenn Menschen gemeinsam ar-
beiten, entstehen auch Konflikte. 
Wer kennt sie nicht – unter-
schiedliche Meinungen und Inter-
essen oder den stillen Ärger über 
Kolleginnen und Kollegen, Vorge-
setzte und Mitarbeiter? Was pas-
siert da eigentlich und welche  
Lösungsmöglichkeiten können er-
griffen werden? Dort setzt das 
Seminar an. Im Mittelpunkt steht 
die lösungsorientierte Gesprächs-
führung. Dargestellt wird, wie 
aus einer schwierigen Ausgangs-
lage eine zukunftsfähige Situati-
on entstehen kann. Die Teilneh-

merinnen und Teilnehmer 
erfahren, was sie dazu beitragen 
können. Sie reflektieren ihr eige-
nes Konfliktverhalten und lernen, 
wie sie sich gut auf ein Konflikt-
gespräch im Kollegium und bei 
Mitarbeitern vorbereiten können. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Tarifpolitik
Seminar 2016 B240 GB vom  
24. bis 26. Oktober 2016 in  
Baiersbronn.

Dieses Seminar richtet sich vor al-
lem an Kolleginnen und Kollegen, 
die sich für Arbeitnehmerfragen 
(Tarifrecht) interessieren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

Über unser Seminarangebot  
hinaus bieten wir auch die Mög-
lichkeit, über „Voucher“ Semina
re der dbb akademie zu buchen. 
Mit diesen Gutscheinen besteht 
die Möglichkeit, vergünstigt an 
Seminaren des offenen Pro-
gramms der dbb akademie teilzu-
nehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und fra-
gen dann beim BBW nach, ob für 
diese Veranstaltung Voucher zur 
Verfügung stehen. Unabhängig 
von dem im Seminarprogramm 
veröffentlichten Teilnehmerbe-
trag verringert sich dieser durch 
die Inanspruchnahme des Vou-
chers auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot wol-
len wir unseren Mitgliedern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebühren 
von dem vielseitigen Seminar-
angebot der dbb akademie Ge-
brauch zu machen. 

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Seminarangebote im Jahr 2016
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion  
im Jahr 2016 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:


